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Auf Grund Ev. Matthäi Kap. 5 Vers 34—37 ver- 
bietet das mennonitiſche Bekenntniß ſchlechthin und ohne 
Ausnahme*) die Ableiftung eines fürmlichen Eides und 
geftattet nur eine feierliche Verfiherung bezw. ein feier- 
liches Verſprechen mit Handſchlag. Eine einheitliche, bei 
allen deutſchen Mennonitengemeinden gleichmäßig gebräud- 
liche Formel hierfür hat fih nicht gebildet, da jede Ge- 
meinde ihre völlige Unabhängigkeit und Gelbftändigfeit 
hat, und da die Mennoniten ein allgemeines Glaubens- 
bekenntniß nicht befigen, fondern für ihre Lehre aus— 
ſchließlich die Bibel als Richtſchnur annehmen. 

Die Betheuerungsformeln jind daher in den einzelnen 
Mennonitengemeinden verjchieden: Ein einfaches „sa“ 
(„Nein”), „Sch verfichere durch mein Ya, welches Ya ift 
(Nein, welches Nein ift), daß ....“, „Sch gelobe, Die 
Wahrheit zu jagen”, „Sch gelobe bei Mannenwahrheit” 
u. ſ. mw. Jedoch haben einige Landesgeſetze eine bejtimmte 
Formel vorgejchrieben. ©. Hannov. Berordnung vom 
16. Dit. 1856. Badiſches Geſetz vom 5. Juni 1860. 
Bayerifche Verordnung v. 20. Oft. 1811 u. |. m. 


*) Bol. die Schlußbemerfung zu VI ©. 42, 
1* 


——— 


Bei der verhältnißmäßig geringen Stärke und Aus— 
dehnung der Mennoniten im Deutſchen Neih*) iſt es 
erklärlich, daß die Beſonderheiten dieſer Religionsgeſell— 
ſchaft, d. h. die Punkte, in welchen ſie von den anderen 
chriſtlichen Religionsgeſellſchaften abweichen, nicht allgemein 
bekannt ſind. Es kann daher auch nicht Wunder nehmen, 
daß auch die geſetzlichen Beſtimmungen, welche die 
Befreiung der Mennoniten von der Leiſtung eines 
förmlichen Eides ausſprechen, den zur Abnahme 
von Eiden zuſtändigen Behörden, außer etwa an 
ſolchen Orten, an welchen ſich Mennonitengemeinden be— 
finden, nicht ſelten vollſtändig unbekannt ſind. 
Einen Vorwurf wird man hieraus einer Behörde billiger— 
weiſe nicht machen können; der Satz iura novit curia hat 
eben auch ſeine Grenzen. 

Es iſt aber auch vorgekommen, daß ſelbſt Mennoniten 
die ſie von der Leiſtung eines förmlichen Eides befreiende 
landesgeſetzliche Beſtimmung nicht kannten. Es ſind da— 
durch nicht ſelten, beſonders in gerichtlichen Terminen, 
unliebſame Zwiſchenfälle — Verzögerungen, hervorgerufen 
durch längeres Suchen nach der betreffenden Beſtimmung 
— verurſacht worden. Es iſt mir ein Fall bekannt ge— 
worden, und derſelbe mag nicht vereinzelt daſtehen, daß 
man einen Mennoniten, welcher den Bürgereid leiſten 
follte, einfach auf feine Verfiherung bin, daß es ein 
Geſetz gebe, wonach er einen fürmlichen Eid nicht zu 
leiten brauche, in der jeinem Bekenntniß entjprechenden 
Form verpflichtet hat. Anderswo ift man in einem 1866 


*) Nah Mannhardt, Jahrb. der Menn.-Gem. v. 1888 gab 
es um dieje Zeit 71 Semeinden mit 12008 getauften Gliedern 
und 5811 Kindern. 
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der Krone Preußen einverleibten Zandestheil kurz ent- 
Ihlofjen nah der Vreußifchen Verordnung von 1827 ver- 
fahren. 

Diefem Mißſtande nah Möglichkeit abzuhelfen, iſt der 
Zweck dieſer Schrift. Sie wird den deutfhen Behörden, 
von denen bei der heutigen Beweglichkeit der Bevölkerung 
jede leicht in die Lage fommen fann, einen Mennoniten 
eivesitattlich verpflichten zu müfjen, und auch den Menno— 
niten jelbjt ein willkommener Wegweiſer fein. 

Wenn id im Nachſtehenden nicht, wie ich hoffe, eine 
Gefammtüberfiht*) über alle im Deutfchen Reiche beitehen- 
den gejeglichen Beitimmungen dieſer Art gegeben habe, 
jo liegt Dies daran, daß die Ermittelung derjelben äußerft 
ſchwierig iſt. Jedenfalls tft es mir durch ausgedehnte 
Nachforſchungen gelungen, feſtzuſtellen, daß in einer viel 
größeren Anzahl deutſcher Staaten, als bisher, auch in 
mennonitiichen Kreifen, befannt war, theils Gejehesbeitim- 
mungen erlaſſen find, theils Gerichtsgebrauch (oder Ge— 
wohnheitsrecht) beſteht, wonach Mennoniten von der 
Leiſtung eines förmlichen Eides befreit ſind. 

Das liebenswürdige Entgegenkommen höherer Juſtiz— 
beamter hat mir meine Arbeit weſentlich erleichtert, und 
ich kann nicht umhin, allen Herren, welche mir mit der 
größten Bereitwilligkeit Auskunft ertheilt haben, nochmals 
an dieſer Stelle meinen verbindlichſten Dank zu ſagen. 

Lübeck, April 1893. 

Der Verfaſſer. 


*) Eine ſolche findet ſich trotz der Verſicherung in Kiefern: 
dorf, Der Eid, Worms 1892, S. 50 nicht; auch Geyer, Lehrb. 
d. gem. deutſch. Str.⸗-Pr.⸗-Rechts S. 535 nennt nur wenige Be: 
ftimmungen. | 


Ueberſicht. 


Vorbemerkung (S. 8—12). 


A. Landestheile, in welchen auf Grund geſetzlicher 
Beſtimmung Mennoniten von der Verpflichtung zur 
Leiſtung eines förmlichen Eides befreit ſind. 

I. Königreich Preußen (S. 13— 15). 

1. Die alten Landestheile (Oſt- und Weſt— 
preußen, Poſen, Schlejien, Provinz Sachſen, 
VBommern, Mark Brandenburg, Weſtfalen, 
Rheinprovinz). 

. Brovinz Hannover (©. 15 —18). 

3. Brovinz Heſſen-Naſſau (S. 19—24). 

4. Provinz SchleswigsHolitein (S. 24—31). 
5. Die hohenzollerfichen Lande (©. 31—33). 

II. Königreih Bayern (©. 33—35). 

III. Königreih Württemberg (S. 35—37). 

IV. GroßherzogtHum Baden (©. 38—39). 

V. Großherzogtbum Helfen (©. 39—41). 

VI. Großherzogthum Oldenburg (©. 41—42). 
VII Die freie und Hanfejtadt Hamburg (©. 43). 
VII. Die freie und Hanſeſtadt Lübeck (S. 44). 

IX. Elfaß-Lothringen (S. 45—48). 


— 


— 


B. Landestheile, in welchen keine geſetzlichen Beſtim— 
mungen beſtehen, auf Grund deren Mennoniten 
von der Leiſtung eines förmlichen Eides befreit ſind 
(S. 49). 


J 


IL. 


IV, 


VI. 
VII. 
VIII. 
IX. 
. Herzogthbum Anhalt. 
XI. 
XII. 
XIII. 
XIV. 
.Fürſtenthum Neuß j. L. 
xXVI 
XVII. 
XV. 


Bon Königreich Preußen: 

1. Das Herzogthum Lauenburg. 

2. Die ehemals freie Stadt Frankfurt. 
Königreih Sachſen. 

Großherzogthum Medlenburg- Schwerin. 
Großherzogthum Medlenburg-Streliß. 
Großherzogthum Sadhfen-Weimar. 
Herzogthum Braunfchweig. 
Herzogthum Sahjen-Meiningen. 
Herzogtum Sahjen-Altenburg. 
Herzogthum Sachſen-Koburg-Gotha. 


Fürſtenthum Schwarzburg-Rudolſtadt. 
Fürſtenthum Schwarzburg-Sondershauſen. 
Fürſtenthum Waldeck. 

Fürſtenthum Reuß ä. L. 


Fürſtenthum Schaumburg-Lippe. 
Fürſtenthum Lippe. 

Die freie und Hanſeſtadt Bremen. 
Anhang: Der Fahneneid (S. 51— 52). 
Schlußwort (S. 53). 


Vorbemerkung. 


Bezüglih der gerichtlichen Eide, melde die über- 
wiegende Mehrzahl aller vorfommenden Eide ausmachen, 
ift zunädhit auf einen wichtigen Punkt Hinzumeifen. 

Nach 8 446 der Civilprozekordnung und 8 64 der 
Strafprozeßordnung: 

„Der Eidesleiftung wird gleichgeachtet, wenn ein 
Mitglied einer KReligionsgefellichaft, welcher das 
Geſetz den Gebrauch gewiſſer Betheuerungsformeln 
an Stelle des Eides gejtattet, eine Erklärung unter 
der Betheuerungsformel dieſer Religionsgejellihaft 
abgiebt.“ 
ſowie 8 288 der Strafprozeßordnung bezw. 8 51 des Ge— 
richtsverfaffungsgefeßes: | 
„Iſt ein Gefchworener (ein Schöffe) Mitglied 
einer Neligionsgejellfhaft, welcher das Geje den 
Gebrauch gemifjer Betheuerungsformeln an Stelle 
des Eides geitattet, jo wird die Abgabe einer Er— 
Härung unter der Betheuerungsformel dieſer Reli- 
gionsgeſellſchaft des Eidesleiltung gleich geachtet.” 
it es einem Mennoniten, wenn er in einem Civilprozeß-, 
Konkurs-*) oder Strafverfahren, (oder in einem ſolchen 








*) ©. 8 65 der Konfursordnung. 
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Verfahren, auf welches die Vorfchriften der Civil- oder 
Strafprozeßordnung Anwendung finden*) als Partei, 
Zeuge oder Sachverſtändiger, als Geſchworener oder 
Schöffe beeidigt werden ſoll, erlaubt, ſtatt des förmlichen 
Eides die ſeinem Bekenntniß entſprechende Betheuerungs— 
formel abzugeben, aber nur dann," wenn „das Geſetz“ 
den Gebrauch einer ſolchen Betheuerungsformel geitattet. 
Diejes „Geſetz“ Tann nur ein Zandesgefe fein, denn 
gäbe es ein Reichsgeſetz hierüber, fo wäre die Beltim- 
mung des 8 446 C. P.O. u. ſ. w. gegenitandslos. — Aus 
dem Umitande nun, daß es fih hier nur um ein Landes— 
gejet handeln kann, hat man den Schluß ziehen wollen **), 
daß die Befugniß, ſich ſtatt des Eides anderer Betheue- 
rungsformeln zu bedienen, nur innerhalb desjenigen Par— 
tifularjtaates, durch deſſen Geſetzgebung fie gewährt wurde, 
geltend gemacht werden dürfe. Wenn für diefe Anficht 
al3 Grund angeführt wird, daß jedes Landesgeſetz nur 
- in dem Staate, welcher es exlaffen, Geltung hat, jo iſt 
dieſer Sat ja an fich unbeftreitbar. Aber e3 folgt aus 
demjelben für unfere Frage nur, daß, wenn 3.8. die 
Preußiſche Gefebgebung die Mennoniten von der Eides— 
leiitung befreit, hierdurch nit die in Sachen oder Braun— 
ſchweig lebenden Mennoniten von der Eivdespflicht befreit 
find. Die Sache verhält fi vielmehr folgendermaßen: 


*) VBgl. 8 14 des Geſetzes über die Konfulargerichtäbarfeit v. 
10. Suli 1879 8 51 der Verordnung über das Verfahren vor den 
auf Grund des Unfallverficherungsgejeges errichteten Schied®- 
gerichten, 8 24 des Gejetes, betr. die Gemwerbegerichte v. 29. Juli 
1890, 81 der Verordnung, betreffend das Verfahren vor den auf 
Grund des Snvaliditäts- und AlterSverficherungsgejees errichteten 

Schiedsgerichten v. 1. Dezbr. 1890. 

**) S. Löwe, Strafproz.-Drdng., $ 64, Anm.2 — und Die 

dort Angeführten. 


IT) 


Der Nichter hat die lex fori anzuwenden. Diejenige lex 
fori, auf die e8 bei vorliegender Frage ankommt, iſt nicht 
diejes oder jenes Partikulargeſetz, fondern das Reichsgeſetz 
(5 446 C. P.O., 8 64 St. P.O. u. ſ. w.). Diejes Reichs— 
geſetz weiſt den Richter an, und zwar jeden Richter, 
welcher das Reichsgeſetz in Anwendung zu bringen hat, 
von den Perſonen die Eidesleiſtung nicht zu ver— 
langen, denen durch „Geſetz“ die Befugniß beigelegt iſt, 
ſich anderer Betheuerungsformeln zu bedienen. Daß 
dies Geſetz das Geſetz des Staates ſein ſolle, von 
welchem der Richter angeſtellt iſt, iſt nicht geſagt und 
konnte auch garnicht geſagt ſein, weil (bei Vernehmung 
von Zeugen) auch das Reichsgericht als Gericht erſter 
und letzter Inſtanz in die Lage kommen kann, ſich mit 
dieſer Betheuerungsfformel nach 8 446 C. P.O., 8 64 
St. P.O. u. ſ. w. begnügen zu müſſen. Die Unterthanen 
jedes deutſchen Staates ſind verpflichtet, ſich von jedem 
deutſchen Gericht als Zeugen vernehmen zu laſſen. Dieſer 
erweiterten Verpflichtung entſpricht dann aber auch das 
Recht, jedes deutſche Gericht als inländiſches Gericht an— 
zuſehen und demgemäß vor jedem deutſchen Gericht die— 
jenigen Anſprüche geltend zu machen, die, bevor die Reichs— 
geſetze erlaſſen waren, nur vor dem inländiſchen Gericht 
im damaligen Sinne des Wortes geltend gemacht werden 
konnten*). 

Es kommt alſo, wie auch Glaſer**), Keller**) 
und Geyerr) anerkennen, im Zweifel auf das Geſetz der 
Heimath des Zeugen (Sachverftändigen) an. (Welches 








*) Sohn, Strafprozeßordnung I 1884, ©. 612. 
**) Handbuch des Strafprozefies I 1883, ©. 591. 
FR) Strafprozeßordnung ©. 71. 

7) Lehrbuch des Strafprozefjes ©. 535. 
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Land als Heimath des Betreffenden anzufehen ift, ob das 
Geburtsland oder das Land des Wohnfises, muß im 
Einzelfalle feitgejtellt werden.) 

Steht es aber fejt, daß Zeugen und Sadverjtändige 
fi) auf das Geſetz ihrer Heimath berufen können, jo muß 
ein Gleiches für Schöffen und Geſchworene beanſprucht 
werden. Die dem $ 446 der Civilprozeßordnung und 8 64 
der Strafprozeßordnung ganz analoge Faſſung des 8 51 
des Gerichtsverfaffungsgefeßes und $ 288 der Strafprozek- 
ordnung läßt einen anderen Schluß, als daß der Gejeh- 
geber beide Kategorien gleich hat behandelt wiſſen wollen, 
nicht zu. 

Beiteht weder in der Heimath, noch in dem Lande, 
wo die eidliche Verpflichtung erfolgen fol, eine die Men- 
noniten von der förmlichen Eidesleiftung befreiende Be— 
ftimmung, fo fann ein Mennonit, fofern nicht auf ſeine 
Deeidigung verzichtet wird — mie es im Civilprozeß- und 
Konkursverfahren, nicht aber im Strafverfahren möglich 
it — zur Mbleiftung eines förperlichen Eides durch 
Strafen angehalten (8 355 C. P.O. 8 69 St. P.O.) bezw. 
in Ordnungsftrafe genommen werden (88 56, 96 G. V. G.). 

Auf Verlangen des Gerichts hat derjenige, welder 
unter Berufung auf 8 446 E.B.D. u. |. w. die Ableiſtung 
eines förmlichen Eides verweigert, den Nachweis zu führen, 
daß er einer ſolchen Neligionsgefellfhaft angehört, welcher 
jene Befugnif durch Geſetz eingeräumt ift. 

Was fodann die nicht gerihtlihen Eide (Beamtenz, 
Bürger= u. ſ. w. Eid) anlangt, fo beitehen hinfichtlich dieſer 
reichsgejehliche Beitimmungen naturgemäß nicht, und in 
Ermangelung derjelben wird Daher davon auszugehen fein, 
daß ein Mennonit nur dann ein Nedht hat, dieſe eides— 
ftattlihe Berpflihtung in ver feinem Belenntnig ent— 
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prechenden Form zu verlangen, wenn ein Geſetz des 
Landes, in welcher die Verpflichtung erfolgen foll, dies 
geitattet. Iſt dieſes Geje ein foldes, welches ſich 
nur auf das gerichtlihe Verfahren bezieht, oder iſt nur 
der Gerichtsgebrauch die Duelle jener Befugniß, jo it 
hieraus unbedenklich zu folgern, daß die Nechtsauffaflung, 
welde in dem Geſetz oder dem Gerichtsgebraud ſich offen= 
bart, auch Hinfichtlich der nicht gerichtlichen Eide ©eltung 
hat, und zwar um fo eher, als die letteren Eide, welche 
in die Rechtsſphäre eines Dritten nicht eingreifen, von 
einer unverhältnigmäßig geringeren Bedeutung find, als 
die erſteren*). 


*) S. auch unter Kurf. Helfen ©. 21. 
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A. Zandestheile, in welden auf Grund gefeß- 
liher Beitimmungen Mennoniten von der 
Eidesleiitung befreit find. 


I. Rönigreih Preußen. 


1. Die adt älteren Provinzen.) 
Verordnung wegen der von den Menoniten ftatt 
des Eides abzugebenden Verfiherungen. 
Vom 11. März 1827. (Gef. ©. 1897 ©. 238.) 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden 
König v. Preußen u. ſ. w. 

Um ſämmtliche, in Unfern Staaten wohnende, Me— 
noniten von der ihren Religionsgrundfägen zuwiderlau— 
fenden, fürmlichen Eidesleiſtung zu entbinden und in diejer 
Beziehung überall dasjenige Verfahren Statt finden zu lafjen, 
welches in einem Theile Unſerer Monarchie gejeblich be— 
obachtet wird; verordnen Wir, auf den Antrag Unjers 
Staatäminifteriums, hierdurh Folgendes: | 


81. 
Wenn ein Menonit als Partei einen Eid ſchwören, 
oder als Zeuge abgehört werden ſoll, oder zu einem Amte 
berufen wird, zu deſſen Uebernahme die Eidesleiſtung er— 


*) Auf die nach 1827 dem Königreich Preußen einverleibten 
Landestheile iſt dieſe Verordnung nicht ausgedehnt. 
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forderlich iſt; ſo muß er durch ein Zeugniß der Aelteſten, 
Lehrer oder Vorſteher ſeiner Gemeine nachweiſen, daß 
er in der menonitiſchen Sekte geboren worden, oder ſich 
doch ſchon wenigſtens ſeit einem Jahre vor dem Anfange 
des Prozeſſes oder vor der Berufung zum Amte zu dieſer 
Religionsgeſellſchaft bekannt und bisher*) einen untadel- 
haften Wandel geführt habe. 


82. 
In dieſem Atteſte muß zugleich die bei den Meno— 
niten übliche Bekräftigungsformel bemerkt ſein. 


Die nach dieſer Bekräftigungsformel, mittelſt Hand— 
ſchlages, abzugebende Verſicherung hat mit der wirklichen 
Eidesleiſtung gleiche Kraft. 


84. 

Wer ſolche zur Beſtätigung einer Unmwahrheit miß— 
braucht, den trifft die Strafe des falſchen Eides. 

(Vergl. 8 155 Nr. 1 des Reichsſtrafgeſetzbuchs.) 


*) Mit Rüdfiht auf den Ausdrud „bisher wird nad Mit- 
theilungen von maßgebender Seite bei den Landgerichten zu Düffel- 
dorf, Elbing und Königsberg ein Zeugniß nur dann für genügend 
erachtet, wenn es „kurz vor dem Gebrauch“ bezw. „in der letzten 
Zeit” ausgeftellt ift. Nah einer Mittheilung des Landgerichts- 
präfiventen zu Danzig wird bei diefem Gericht eine mildere Braris 
beobachtet: Es iſt daſelbſt jchon ſeit Jahren bei Schwurgerichts= 
verhandlungen, wenn fich ein Gefchworener zum mennonitijchen 
Glauben befannte und ein Zeugnik nicht vorweiſen fonnte, von 
der Beibringung eines ſolchen ftetS abgejehen, wenn von anderen 
Geſchworenen die Verficherung abgegeben wurde, daß ihnen Der 
Betreffende als geborener Mennonit befannt jei, oder ein etwa 
vorgezeigtes Zeugniß, auch wenn es mehrere Jahre zuvor aus— 
geitellt war, für ausreichend erachtet worden. 





RE Tg. 


Diefe Verordnung gilt, wie ſich aus $ 1 ergiebt, unter 
Underem auch in Bezug auf den Beamten-Eid. In der 
Preußiſchen Verordnung vom 22. Januar 1867 ift nun 
für die Staatsbeamten in den 1866 neu erworbenen 
Zandestheilen der von denjelben dem König v. Preußen 
zu leitende Beamteneid formulirt, ohne daß die Verord— 
nung die Beitimmung enthält, daß Mennoniten u. |. w. 
ftatt des Eides in der ihrem Bekenntniß entjprechenden 
Form zu verpflichten find. Aus dem Fehlen diejer Be— 
ftimmung fann jedoch nicht entnommen werden, daß Die 
Beamten mennonitifhen Bekenntniſſes in den neuerwor— 
benen Zandestheilen anders zu behandeln find, als Die 
preußifhen. Sie haben die fragliche Bergünftigung un— 
zweifelhaft dann zu beanjpruden, wenn fie ihnen aud) 
früher in ihrem Heimathsſtaat zuftand; in Hannover, 
Heſſen-Naſſau und Schleswig-Holitein war dies der Fall. 


2. Provinz Hannover, 
Berordnung vom 16. Dftober 1856. 


Die Rethenerungen der Alennoniten und Herrnhuter 
betreffend. 


Für Mennoniten und für ſolche Herrnhuter, welche 
durch Gewiſſensbedenken an der Ableiſtung eines Eides 
verhindert zu werden verſichern, tritt eine nichteidliche 
Betheuerung an die Stelle des Eides. Die in 88 1—4 
des Geſetzes vom 25. April 1850*) gegebenen Vorſchriften 
 fommen aud bei Abnahme diejer Betheuerung zur Ans 
wendung. 

Außerdem ſoll in allen Fällen dem Betheuernden vor 





*) ©, weiter unten. 





Abnahme der Betheuerung bedeutet werden, „daß Das 
Geſetz ihm zwar in Nüdjicht auf feinen Glauben, zu dem 
er Sich befenne, ftatt des förmlichen Eides eine einfache 
Betheuerung gejtatte, Daß aber das feierliche: Sal welches 
er nun fprede, in Zeit und Ewigkeit ihn ebenſo binden 
folle und werde, als wenn er mit fürmlihem Eidſchwur 
ſich verpflichte.” 
.  Diefe Bedeutung tft an die gejetliche Belehrung und 
Verwarnung über Eid und Meineid ($ 1 und 2 des Ge- 
ſetzes vom 25. April 1850) anzufchließen, wo leßtere nicht 
ausnahmsweiſe unterbleiben. Die Betheuerung erfolgt 
durch feierliches: Sal Der die Betheuerung Abnehmende 
hat dies nebſt dem Handſchlage des Betheuernden in 
Morten zu erfordern, wie: „Wollen dies betheuern (ge- 
loben), jo geben Sie mir Ihre rechte Hand und fprechen 
Sie Dabei ein feierlihes: Ja!“ 


Die in vorjtehender Verordnung in Bezug genommenen 
85 1—4 des Geſetzes über Eidesleiftungen vom 25. April 
1850 — welches bezüglich der nicht gerichtlichen Eide 
noch heute von Bedeutung tft — lauten: 


SR. 

Der Abnahme eines Eides muß in der Negel voraus- 
gehen: 

1. Eine Belehrung des Schwörenden über die Bedeu- 
tung eines Cides und Verwarnung vor dem Meineide, 
ſowie eine Belanntmahung mit denjenigen Strafen, mit 
welchen das Criminalgeſetz den Meineid bedroht; vergl. 
88 2 und 35 2. ſofern nicht ohmedies ein richtiges Ver— 
ſtändniß der Eidesformel durch den Schwörenden voraus- 
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zujegen tft, eine möglichit genaue Erläuterung des Sinnes 
der Eidesformel. 


82. 


Zum Zwed der im 8 1 vorgeichriebenen Belehrung 
und Verwarnung des Schmwörenden ift, wenn einem 
Ehrilten der Eid abgenommen wird, die in der Anlage 1 

. enthaltene Berwarnung zu verlefen. Auch kann 
nach dem Ermefjen der Behörde, vor welcher der Eid ge- 
leitet wird, an die Stelle diejer DBerlefung der Ver— 
mwarnung die vorgängige Belehrung und Verwarnung des 
Schwörenden durch einen Getjtlichen jeines Bekenntniſſes 
. ... angeordnet werden. Dieſe durch einen Geiſtlichen 
. vorzunehmende Verwarnung kann, nad dem Er— 
mefjen des Gerichts, vor Gericht ſelbſt oder auch außer- 
gerichtlich jtattfinden. 


8 3. 

Der Belehrung und Verwarnung bedarf es bei Ber- 
iprehungseiden, mit Ausnahme allein der Eide eines 
Zeugen oder Sachverſtändigen nicht; fie kann jedoch auch 
bei diefen Eiden, nad dem Ermefjen der Behörde, ein— 
treten. 


84. 

Nach Erfüllung der im 8 1 enthaltenen Vorſchriften 
muß, wenn von einer Partei im Prozegverfahren ein Eid 
zu leiten iſt, Diefelbe über die Fortdauer ihrer Bereit- 
milligfeit zur Eidesleiftung ausdrüdlih befragt, auch Der 
im Termine anmwejende Gegner aufgefordert werden, auf 
die Eidesleiftung nicht unnöthig zu beitehen. — 

2 


ten Doornfaat Koolman, Mennoniten-Eid. 


BE 


Die in 82 in Bezug genommene Meineidvsverwarung 
lautet für. Chriften: 

„Schmwören oder einen Eid thun iſt nidts an— 
deres, als Gott anrufen, daß er der Wahrheit bei— 
ftehe und den jtrafe, der einer Unmahrheit ji 
Ihuldig madt. Wer einen falfhen Eid ſchwört, 
inöbefondere auch, wer durch geheimen Borbehelt 
Ausflüchte ſucht, wer den Eid im Sinne eigener 
willfürliher Auslegung ſchwört, der bleibt nicht bei 
der Wahrheit, jondern läftert Gott, mißbraudt den 
Namen des Herren, beraubt ſich aller Gnaden und 
ladet auf fih alle Strafen, die Gott in feinem 
wahrhaftigen Wort gedrohet hat. Welcher Menſch 
nun ſchwört: „So wahr mir Gott helfe und fein 
heiliges Wort”, der ſchwört, als ob er fprede: 
„Denn ich falſch ſchwöre, jo fol Gott, Bater, 
Sohn und heiliger Geiſt mir nimmer zu Hülfe und 
zu Statten fommen in allen meinen Mühen und 
Nöthen, jo ſoll die unerſchöpfliche Barmherzigkeit 
meines lieben Herrn und Heilandes Jeſu Chriſti 
mir nicht zum Troft und Seile fein an meinen 
legten Ende, jo follen meine Seele und Leib mit 
einander verdammt werden am jüngiten Tag, da ich 
meineidiger Menſch vor Gericht jtehen ſoll und muß.“ 
Es joll demnach ein jeder Chrijt vor falfhem Eide 
fleißig gewarnt fein, damit er nicht des emigen 
Lebens in der feligen Gemeinſchaft Gottes, feines 
Heilandes und aller Auserwählten beraubt werde. 

Sm gerihtlihen Berfahren hat heutzutage der 
Richter den Schwurpflichtigen „in angemefjener Weife” 
auf die Bedeutung des Eides hinzumeifen. ©. 859 der 
Strafprozeßordnung, $ 442 der Civilprozeßordnung. 
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3. Provinz Heſſen-Naſſan. 


a. Das ehemalige Kurfürſtenthum SHeffen. 


Ein Sondergefet, welches den Mennoniten die Be— 
freiung von der Ableiftung eines förperlihen Eides ge: 
währt, beiteht für Kurheſſen nicht. 

Nah einer Mittheilung eines mit dem kurheſſiſchen 
Recht vertrauten Richters (Mitgliedes des Landgerichts zu 
Kaſſel) — melde diefer Daritellung zu Grunde liegt 
— hat man indeß anzunehmen, „daß der Gerichts— 
gebrauch*), wohl indem er aus der Duldung ihrer ab- 
mweichenden NReligionsübung auf anderen Gebieten dieſe 
Folgerung zog, den Mennoniten gejtattet, an Stelle des 
Eides rechtswirkſam eine Verficherung bei „Mannenwahr- 
heit” abzugeben”. 

Die Zurüdführung des Gerichtögebrauhs auf Die 
Duldung der Religtonsübung der Mennoniten im Allge- 
meinen muß jedoch weniger begründet erjcheinen, als die 
Annahme, daß der Reichskammergerichts-Viſitationsſchluß 
vom 13. Oktober 1768, daß „ver Mennonijten Angelobung 
bey Mannenwahrheit ala ein Eid anzunehmen, auch bey 
fih ergebendem alle als ein Meineid zu beitraffen und 
jenen folches vor der gejchehenen Angelobung jedesmal 
zu bedeuten jey”**), der Uriprung dieſes Gerichtsgebrauchs 


*) Gemeinrechtlid erlangt die Gerichtspraris ebenjo mie das 
Gemwohnheitsreht Geſetzes kraft. Nah) S 12 des Einführungs- 
geietes zur Civilprozgeßordnung und 87 des Einführungsgejeges 
zur Strafprogefordnung iſt Geſetz jede Rechtsnorm. ES liegt alſo 
die Vorausjegung des 8 446 der Civilprozeßordnung und Der $ 64, 
288 der Strafprogekordnung vor. 

**%) ©, Strippelmann, Der driltlihe Eid, Kaſſel 1855 
©. 304, Note 22. — In Emminghaus, Corpus iuris germa- 
niei I ©. 451 in der Note wird der Wortlaut anders mitgetheilt: 

Bades 
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iſt. Hierfür ſcheint auch der Umſtand zu ſprechen, daß 
die Geſtattung, „bei Mannenwahrheit“ eine Verſicherung 
abzugeben, nachweislich zuerſt in einem Präjudiz der Re— 
gierung aus dem Jahre 1776 — alſo ſehr kurze Zeit 
nach dem Reichsviſitationsſchluß — in Sachen v. d. Legen 
gegen Bertrand'ſchen Kurator ausgeſprochen iſt. (Vergl. 
Kopp, Kurheſſiſche Landesverfaſſung VI ©. 490.) In 
gleihem Sinne iſt dann auch nad dem Zeugniß von 
Ledderhofe, Kurheſſiſches Kirchenrecht $ 630 ein Aus 
Ichreiben des Marburger Bupillenfollegiums vom 10. DE 
tober 1806 erlafjen, welches die Beeivigung der Vor— 
münder betrifft. 

Daß diefe Ausſprüche die allgemeine Rechtsauffaſſung 
wiedergeben, it au daraus zu entnehmen, daß Die 
gleihe Geftattung in Beziehung auf den Bormundseid 
im 8 68 der Verordnung vom 283. Dezember 1816 ent- 
halten ift, indem dieſe Verordnung, wenn aud nur für 
Fulda erlaſſen, nad der Auffaffung der Heſſiſchen Ge— 
richte zugleich eine Daritellung des in den übrigen Landes— 
theilen in ©eltung befindlichen Rechts auf den von ihr 
berührten Gebieten bildet. 

Nachdem jolchergejtalt den Mennoniten in Kurheſſen 
der Gebraud einer ihrem Bekenntniß entiprechenden Be— 
äftigungsformel durch Gerihtsgebraud geftattet war, 
bat ihnen fpäter die Geſetzgebung dieſe Befugniß auch 
ausdrüdlich zuerfannt: fie war zunächſt enthalten in 
dem 8 297 der Strafprozeßordnung von 1848 und iſt 
dann in das an ver lebteren Stelle getretene Kurheſſiſche 


„Denn bei dem Kail. Kammergericht Mennoniten Recht nehmen 
oder juchen, Dderjelben Angelobung bei Mannenmwahrheit als einen 
Eid anzunehmen und bei fich ergebendem Falle als einen Meineid 
zu beitrafen.“ 
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Geſetz vom 28. Ditober 1863 das Strafverfahren be= 
treffend aufgenommen worden. Die 88 44 und 152 diejes 
Gefeßes lauten: 8 44. Den Mennoniten it gejtattet, den 
Yeugeneid in der nad ihren religiöfen Vorſchriften zu— 
läffigen Belräftigungsformel zu leilten. F 152 (Beeidi- 
gung der Gefchworenen betreffend). Abf. 5: Den zur Amts- 
verrihtung eines Geſchworenen berufenen Mennoniten tft 
geitattet, an Stelle des Eides die vorftehende Verfiche- 
rung (welche heutzutage in der im 8 288 der Neichsitraf- 
prozeßordnung vorgejchriebenen Form abzugeben tt) in 
der nach ihren religiöfen Vorfchriften zuläffigen Bekräfti— 
gungsformel abzugeben. 

(Daß das an demſelben Tage erlaffene Kurheſſiſche 
Givilprozeßgejeb eine gleihe Beltimmung nit enthält, 
erklärt fi Daraus, daß es nur eine Novelle, fein die 
Materie erichöpfendes Geſetz mar.) 

Nah Lömwer), deſſen Anfiht freilid nicht unange— 
fochten geblieben tft, find die landesgefehlichen Vorichriften, 
welde eine Befreiung von der körperlichen Eidesleijtung 
betreffen, auch dann, wenn fie nicht in einem bejonderen 


Geſetz, jondern in einer der bisherigen Strafprozekord- 


nungen enthalten waren, durch die Reichsſtrafprozeßord— 
nungen nicht außer Kraft gejebt, da 8 64 der StP.D. 
eine Bermweifung auf das Landesreht im Sinne de 
8 6 des Einführungsgefeges enthält. — Ein Öleiches gilt 
natürlich für die Reichscivilprozeßordnung. 

Was endlih die nicht gerihtlihen Eide anlangt, jo 
enthält 3.8. die VBerfaffung vom 5. Januar 1831 in 
ihren Beitimmungen über den Eid der Abgeordneten und 
den von jedem adhtzehnjährigen Unterthan vor den Ver— 


*) Strafprozeßordnung VII. Aufl, 1892, Anm. 3 zu 8 64. 
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waltungsbehörden zu leitenden fog. Huldigungseid feine 
der Ausnahmeitellung der Mennoniten zum Eide Rechnung 
tragende Beltimmung. Man wird indeffen hieraus Ab- 
meichende3 nicht zu folgern, vielmehr die in dem zu Ge— 
richtsgebrauch und den bezeichneten Geſetzesausſprüchen zu 
Tage tretende Nechtsauffaffung auch für Diefe Eides— 
leiftungen maßgebend halten müfjen, und zwar um fo 
mehr, als diejelben im Verhältniffe zu den gerichtlichen 
Eiden eine mehr untergeordnete Bedeutung haben, ins— 
bejondere die Nechtsverhältniffe dritter Perſonen nicht be— 
rühren. 


b. Das ehemalige Herzogthbum Naſſau. 

In der Naſſauiſchen Civilprozekordnung vom 23. April 
1822 (Naflauifches Verordnungsblatt vom Jahre 1822 
©. 49), welche mit der in ver Preußiſchen Berordnung 
vom 24. Juni 1867 enthaltenen (im unferer Frage jedoch 
belanglofen) Abänderung bis zur Einführung der Reichs— 
ciwilprozekordnung Geltung hatte*), iſt in 8 38 folgende 
Beitimmung enthalten: 

„Nachdem der (mit der Abhör Der Zeugen beauftragte) 
Commiſſarius auf eine nah Verhältniß der Perſonen 
zwedmäßige Weile die Zeugen gegen Meineid verwarnt 
bat, follen chriſtliche Zeugen Folgendes angeloben: 

„Ich gelobe und ſchwöre in Anjehung der Sache, 
worüber ich als Zeuge jeßt befragt werden fol, 
joviel mir davon aus eigener Willenfchaft befannt 
it, die lautere Wahrheit zu jagen, ohne Beimiſchung 
einiger falihen Umſtände, ohne Zmweideutigfeit oder 
geheimen Hinterhalt, feinem Theil zu Lieb noch zu 


*) VBgl. hierzu das unter 3a vorleßt. Ab}. (S. 21) Gefagte. 
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Leid, ſei es um Freundichaft oder Feindſchaft, Furcht, 
Gabe oder um Nutzens willen, fo wahr mir Gott 
helfe.“ 
Ueberhaupt jollen alle in Gerichten vorfallende Ver— 
Iprehungen oder Berficherungen, 
welche eidlih zu betheuern find, bloß durch die 
Worte, „Jo wahr mit Gott helfe” beſchworen werden, 
und aud dieſe Befhmwörung fällt bei Ber- 
jonen folder Seften weg, nad deren Re— 
ligionsbegriffe eine einfahe Angelobung 
die Kraft eines Eides hat, den fie zu leiſten 
nit für erlaubt halten. | 
Zu diefem 8 38 der Naſſauiſchen Brozeßordnung vom 
23. April 1822 it in der handfchriftlichen, in der Biblio- 
thef des Landgerichts zu Wiesbaden (Katalog VIB1 und 
VI B 2) aufbewahrten Begründung Folgendes bemerkt. 
„Die Worte „Jo wahr mir Gott helfe” enthalten den 
Eid oder die feierliche und rveligiöfe Betheuerung des 
dieſen Worten vorausgehenden Verſprechens. Dieſes Ver- 
ſprechen müſſen auch die Wiedertäufer”) und Herrnhuter 
teilten, die religiöfe Betheuerung kann ihnen erlaſſen 
werden. 
Eine weitere ausdrüdlihe Geſetzesbeſtimmung in dieſer 


*) Der Verfaffer diefer Begründung wird unter die Wieder: 
täufer auch die Mennoniten mitbegriffen haben. Beide Ausdrüde 
wurden noch im Anfang diejes Jahrhunderts nicht jelten unter: 
ſchiedslos gebraucht. Vgl. die Eingangsworte der bayeriſchen Ber: 
ordnung vom 20. Dftober 1811 „Da den Mennoniten oder Wieder: 
täufern ....“. — Die Zujammenftellung von Herrnhutern und 
Mennoniten findet Jih no in der Hannoverjchen Verordnung vom 
16. Dftober 1856 und in dem Lübeckiſchen Gef. v. 9. VIII. 1862 
Art. 9, 
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Beziehung iſt nach Mittheilung des Herren Landgerichts- 
präfidenten zu Wiesbaden, Geheimen Dber-Fuftizraths 
Hofmann, welchem ich diefe Angaben verdanfe, für das 
vormalige Herzogthum Naſſau nicht ergangen. 

Nah dem Zeugniß deſſelben Herrn wurde in der 
Praxis?) der vormals naſſauiſchen Gerichte (d. h. alſo Civil— 
und Strafgerichte) wohl nad dem Reichskammergerichts— 
Viſitationsſchluß vom 13. Dftober 1768 (f. unter 3a 
©. 19) bei Mennoniten deren Angelobung bei Mans 
nenwahrheit als Eid angenommen, und das ehemalige 
Königlich preußiſche Kreisgericht zu Limburg a. d. Lahn 
hat in Sahen Nabiger gegen Zanger (X. 3. 630/77) 
bei der Betheuerung einer Mennonitin die Formel dahin 
gefaßt: „Sch gelobe auf meine Ehre" .... 

Hinfihtlih der nicht gerichtlichen Eide findet das 
unter 3a am Schluß Geſagte auch hier Anwendung. 


| 4. Provinz Schleswig-Holitein. : 

Eine eigentliche gejegliche, für die ganze Provinz 
Schleswig-Holitein giltige Beitimmung, wonach es den 
Mennoniten gejtattet fein joll, an Stelle des förperlichen 
Eides eine ihren Religionsgrundfägen entjprechende Ver— 
fiherung abzugeben, tft nicht nachweisbar. 

Urſprünglich, und zwar jeit dem Ende des 16. Jahr— 
hunderts, war den Mennoniten die Niederlafjung nur in 
Altona und Friedrichjtadt geitattet, und auch heute beitehen 
Mennonitengemeinden nur in diefen beiden Städten. 

1. Den Mennoniten in Friedrihftant wurde unterm 
13. Sebruar 1623 von dem Herzog Friedrich II. ein 
Privileg ertheilt. Dafjelbe findet fih in dem Corpus 


*) Anm. ©. 19. 
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Statutorum Slesvicensium (oder: Sammlung der in dem 
Herzogthum Schleswig geltenden Land- und Stadtrechte 
nebit den für diefe Gegenden erlafjenen neueren Ver— 
fügungen) dritter Band. Erſte Abtheilung: die Stadt 
Sriedrichjtadt betreffend, Schleswig 1799. Der furze 
Titel iſt: Friedrichitädter Stadtrecht. Angehängt find eine 
Menge Berfügungen, von denen die zmeite betitelt tit: 
Herzogs Friedrich  Privilegia für die Mennoniten d. d. 
Gottorff, den 13. Februar 1623 und wörtlich lautet: 
„And nachdem die Mennoniften insgemein fi) 
darüber ein Gewiſſen machen, daß fie Eide leiſten, 
offieia publica verwalten oder Wehr und Waffen 
gebrauden follen, jo wollen Wir ihnen allen und 
ſämmtlich, alfo nicht allein denen, welche in Unjere 
Sriedrichitadt fich Hegeben werden, fondern auch den 
anderen, fo in Unferm Lande Eyderftädt bereits fi) 
häuslich niedergefeget, mit Aderbau und Viehzucht 
umgehen, oder foniten ihr domicilium von dannen 
in die Friedrichſtadt nicht füglich transferiren können, 
diefe Gnade, inmaßen darum bey Uns gleichfalls 
unterthänige Anfuhung gejchehen, bezeiget haben, 
daß fie zur Eidesleiftung nicht gezwungen, noch auch 
mit einigem munere publico oder gemeinem Amt 
belegt, weniger zur Wacht und Defenfion, die mit 
Wehr und Waffen geichiehet, aufgeboten oder ge= 
nöthiget, fondern, wann von anderen, deren Neligion 
die Eidſchwüre nicht zumider, purgationis, judicialia, 
malitiae, calumniae oder appellationis juramenta 
geletjtet werden müſſen, fie mit ihrem aufredten 
sa und Nein gehöret und darüber nicht be= 
ſchweret werden jollen, doc daß, welche hernach 
befunden würden, daß Ihr Ja und Nein unrichtig, 
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die Strafe, fo auf die Meyneivigen geſetzet, aus— 
jtehen; und fie von denjenigen, die vermeynen, daß 
fie mit gutem Gewiſſen ſchwören, in officio publico 
und fih Wehr und — gebrauchen können, nicht 
verſpottet werden ... 

Eine Anmerkung unter * Text lautet: Die vorſtehen— 
den privilegia ſind vom Herzoge Friedrich, auf Anſuchen 
der Impetranten unterm 17. Februar 1657, desgleichen 
unterm 25. November 1695 aufs neue beſtätiget worden. 

In dieſem Privileg iſt, wenn auch nicht in ſo be— 
ſtimmter Form, wie es bei den heutigen Geſetzesbeſtim— 
mungen der Fall zu ſein pflegt, dennoch mit ausreichender 
Deutlichkeit eine Betheuerungsformel enthalten: es tt 
geſagt, daß das „Ja“ und „Nein“, mit welchem nach 
Vorſchrift des mennonitiſchen Bekenntniſſes eine feierliche 
Erklärung bekräftigt werden ſoll, genügt. Das Privileg iſt 
alſo eine geſetzliche Beſtimmung im Sinne des 8446 der Ciwil- 
prozeßordnung, 88 64, 288 der Strafprozeßordnung u. ſ. w. 

2. Die Berhältnifje der Mennoniten in Altona liegen 
nicht jo Kar: 

Denjelben war im Jahre 1601 von dem Grafen 
Ernſt v. Holitein-Schauenburg ein Brivileg betreffend ihre 
Neligionsübung ertheilt. Das Brivileg befand ſich früher 
bei den Alten der Hamburg-Altonaer Gemeinde, iſt aber 
verloren gegangen; wahrjcheinlich befand es fich unter den 
Papieren, weldhe bei dem großen Hamburger Brande von 
1842 in dem zur Sprengung bejtimmten Haufe eines 
mennonitifchen Predigers haben zurüdgelaffen werden 
müfjen. Eine Abſchrift iſt nicht vorhanden. In dem 
Fürſtlich Schaumburg-Lippe'ſchen Archiv hat Die Urkunde 
nicht aufgefunden werden können. Der Wortlaut des 
Privilegs iſt daher nicht feſtzuſtellen. 
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Nach Wichmann, Geſchichte von Altona, 1864, iſt 
das Privileg nach dem Tode des Grafen Ernſt am 
17. Januar 1822 von dem Grafen Jodokus Hermann, 
(geſtorben am 5. November 1635) nicht nur beſtätigt, 
ſondern auch dahin erweitert worden, daß ihnen ein 
öffentlicher Gottesdienſt zugeſtanden wurde. 

Dieſe Privilegien wurden in der Folgezeit auch von 
den däniſchen Königen beſtätigt. Die erſte Beſtätigung 
(dei den Akten der Hamburg-Altonaer Gemeinde befindlich) 
vom König Chriſtian II. vom 6. Juni 1641 lautet: 

Wir Chriſtian der Vierte... .. Thuen kundt hiemit 
gegen Jedermänniglich, Wasgeſtalt die ſämtliche angehörige 
und Mitverwandte Kauff- und Handwerksleute der ge— 
nandten Ministen zu Altonah unterthänigſt bey Uns an— 
gehalten und gefuchet, weil fie bey Zeit voriger Herr- 
Thafft jelbigen ort3 vor vielen und nunmehr 
über die 40 Jahren Hero nicht allein daſelbſt geru— 
biglich residiret, und niedergefeßen im befondern auch 
Ihr frey exercitium religionis, aud Handel und 
wandel mit nicht geringen auffnahmen des ganten Fledens 
gehabt, Wir geruheten bey Unſerer jebo angetrettenen 
Regierung deren glüdjeeliges stabiliment und beharligfeit 
fie wünfhten, ihnen ebenmäßige gnade widerfahren zu 
lajjen, Und fie ſowol bey alter possession und erwehnten 
ihrem freyen exereitio wider alle ihre Widermärtige 
fräfftiglih Hand zu haben, zu hüten und zu defendiren. 
Wan wir nun, iedod auff vorhergehende gewiße recogni- 
tion, in ſolch ihr ſuchen gnädigſt gewilliget. Als conce- 
diren und geſtatten Wir, hiemit und in krafft dieſes Unſers 
offenen Briefes, das beſagte Ministen, wie ſie heutiges 
Tages und oben tituliret, auch hinfüro, wie bis hieher 
geſchehen, ſo wol bey ihrem freyen Glaubens und 
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religionis exercitio, als unbehindertem Handel und 
Wandel für Uns nicht allein unbetrübet und ungefränfet 
an jelbigen Ort verbleiben und confirmiret feyn befondern 
auch wider männiglichs eintracht und turbation von Unjern 
Beamten dafelbit aller gebür cräftiglich geſchützet und ver— 
tretten werden follen. Hergegen aber müßen und jollen 
fie jich gegen männiglich fchiedlich verhalten, durchauß ein 
unärgerlich leben führen Und niemandt fo Unfer religion, 
an fich zu ziehen oder zu loden fich unterjtehen, jondern 
in allem jowohl in religion alß Handelßſachen unſträflich 
erweifen, ſonder alle gefährde. Urkundlich .... 

Die jpäteren Beftätigungen, welche unter einander fat 
wörtlich übereinftimmen, find erfolgt unterm 15. April 
1664, 6. Dezember 1670, 19. Dezember 1699, 28. Mai 
1731, 20. Februar 1747, 4. August 1766, 8. Mat 1817, 
11. April 1845 und zuleßt unterm 27. Dftober 1853. 

Die Vermuthung, daß ſchon in den Privilegien der 
Schauenburger Grafen den Mennoniten der Gebraud) 
einer ihrem religiöfen Bekenntniß entjprechenden Bekräfti— 
gungsformel an Stelle des körperlichen Eides gejtattet 
worden ift, muß zur Gemwißheit werden durch das Zeugniß 
des völlig unbetheiligten Chroniften Ludolph Hinrid 
Schmid. Derjelbe theilt in feinem „Verſuch einer hiſto— 
riihen Bejchreibung der an der Elbe belegenen Stadt 
Altona” (Altona und Flensburg 1747) auf ©. 208/9 
den Wortlaut der Beitätigungsurfunde des Königs 
Chrütian VI. vom 28. Mai 1731 mit und bemerkt in 
einer angehängten Anmerkung: 

„Unter die befondern PBrivilegia gehöret 
auch, daß fie niht anders, denn bey dem 
Worte ja (oder, wie er hätte hinzufügen müſſen, 
bei Mannenmwahrbeit ... ſ. das folgende Citat) 


— 


ihre Eide verrichten, und ſolches gleich einem 
andern Eide gelten muß.“ 

Ein anderes Zeugniß findet ſich ebenda an einer an— 
deren Stelle: Die zweite Abtheilung des Buches behandelt 
im erſten Kapitel (S. 139ff.) der Stadt Altona Juſtitz- 
und Policewwerfaffung. Auf ©. 164 beginnt eine aus— 
zugsweiſe Daritellung von Beitimmungen des materiellen 
und Prozeßrechts. Auf ©. 166 unten heißt es dann: 


„Die Zeugen werden ordentliher Weife von 
zweien aus dem Nathe committirten nebſt dem 
Geeretario beeidet, und jo wol über die Articuln 
als über die von dem Producten*) übergebene Frag: 
jtüde abgehöret.” 

„Die Mennoniften ſchweren bey Mannen, 
Wahrheit und dem Worte Ya, die Juden aber 
mit Auflegung der rechten Sand, auf die Thora 
mit bededtem Haupte, und iſt der Eid fehr Scharf.“ 

Ein fernerer Beweis dafür, daß ſchon ſeit Anfang des 
fiebzehnten Jahrhunderts den Mennoniten in (Hamburg 
und) Altona der Gebrauch der Betheuerungsformel „bei 
Mannenwahrheit” gejtattet war, it ein Dekret des Ham— 
burger Senats vom 24. Sanuar 1694. — Vorweg iſt zu 
bemerken, daß die Mennoniten in Hamburg und Altona 
jeit Anfang des fiebzehnten Jahrhunderts nur eine Ge- 
meinde bilden, deren Sitz und Kirche fich von je in Altona 
befindet. Es iſt daher die Annahme, daß für die Men- 
noniten in Hamburg etwas Anderes Nechtens gemefen 
fein fönne, als für die Mennoniten in Altona, jo gut 
wie ausgejchlojjen. 


*) Bezeichnung für den Gegner des Bemweisführers (Produ: 
zenten). 


—— 


Das Dekret lautet: 

„Wir Bürgermeiſtern undt Raht der Stadt Hamburg 
thun Kund und bezeugen hiemit für Jedermänniglichen, 
daß für Uns perſönlich kommen und erſchienen der Ehrb. 
Lorentz Claßen, diefer Stadt Bürger, und unterdienftliche 
Anſuchung gethan, Wir geruheten ihm ein attestatum in 
probanti forma mit zu theilen, dahin gehend, daß wan 
ein Mennonift allhir zum Bürger angenommen 
wird, er an ftaat eines solennen Eydes vor dem 
Herten Praesidirenden Bürgermeifter angeloben 
muß bey Mannen= daß tit höchſter wahrheit, daß 
er vieler Stadt beites je und alle wegs juchen molle, 
und daß nicht weniger ſolche formula juramenti 
auch in Process-Sahen und Zeugen Berhören 
von denen Herren Praetoribus angenommen und 
in judicio allhie ebenjo gültig geachtet werde, 
al wan ein Görperlider Eydt würklich abge- 
itattet wäre. Wan Wir dan foldhem feinem petito nicht 
entjeyn wollen, indehm es jeder Zeit bey Uns alfo 
Herfommens und gebräuchlich gewejen, und nod 
iſt; Als haben Wir ihm der wahrheit zu fteur diefen Schein 
unter unferm gewöhnliden Stadt Secret-Siegell hiemit 
ertheilen wollen. Actum d. 24. Januarii AO 1694." 

Die Befugniß der Altonaer Mennoniten zum gültigen 
Gebrauch der Bekräftigungsformel „bei Mannenwahrheit“ 
ober bei einem „Ja!“ bezw. „Nein!“ tft, wenn aus dem 
Fehlen jegliher Nachricht hierüber ein Schluß gezogen 
werden darf, bis in die neueſte Zeit hinein niemals von 
einem Gericht beanjtandet worden. Erſt im Jahre 1887 
hat das Oberlandesgeriht in Kiel in einem Beſchluß die 
Anfiht ausgeſprochen, daß dieſe Befugniß in einem Geſetz 
(gemeint iſt ein Geſetz im engeren Sinne) nicht auöge- 


u ZB ee u ee ee ⏑ 


TEN 


Iproden ſei. Diefe Anficht dürfte fich jet nicht mehr 
halten laſſen: 

Nah einem in 8 265 der Givilprozegordnung zum 
Ausdrud gebraten Nechtsgrundfat iſt das Gericht bei 
Grmittelungen von Rechtsnormen in der Benubung von 
Erfenntnigquellen nicht befhräntt. Es fleht alfo Nichts 
im Wege, eine Gejetesbeitimmung ala thatſächlich erlaſſen 
anzunehmen, wenn fie jelbjt nicht aufzufinden tft, wenn 
aber unverdächtige Zeugniſſe dafür vorliegen, daß fie er— 
gangen iſt. Ein folder Fall Tiegt aber hier vor. Es 
fann demnach als erwiejen gelten, daß durch die PBrivi- 
legten der Schauenburger Grafen von 1601 bezw. 1635 
den Altonaer Mennoniten der Gebrauch der Betheuerungs- 
formel „bei Mannenwahrheit“ oder „Sa“ bezw. „Nein“ 
anftatt des fürmlichen Eides gejtattet worden ift. 

Zum Mindeiten hat aber die Gerichtspraxis, welcher 
gemeinrechtlich die gleiche Kraft wie einem ausdrüdlichen 
Geſetz innewohnt*) den Altonaer Mennoniten jene Bes 
fugniß zugeitanden. Daß fie von jeher nie anders als 
in der mehrerwähnten Form im gerihtliden Verfahren 
eine Betheuerung abgegeben haben, wird, abgejehen von 
dem Chroniſten Schmid, auch beitätigt in einem Bericht 
des aufiihtführenden Amtrichters zu Altona an den Land— 
gerichtöpräfidenten dafelbjt vom 15. März 1887, 

Wegen der nidht gerichtlichen Eide val. das auf 
©. 21 unter Kurheſſen am Schluſſe Gefagte. 


5. Die hohenzollerihen Lande. 
a. Für das vormalige Fürftentbum Hechingen be= 
jtehen nach dem Zeugniß des Herrn Landgerichtspräftdenten 
Evelt zu Hechingen feine bezüglichen Vorſchriften. 


*) ©, die Anm. auf ©.19. 
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b. Für das Fürftenthfum Hohenzollern-Sigma— 
ringen beflimmt eine 


Landesfürftlihe Berordnung, 


das Verfahren bei Eineserhebungen betreffend vom 
20. September 1849, 
(Bd. VOII ©. 221 ff. der Sigmaringer Gejetfammlung) 
Folgendes: 
Bud, 

Die dem Eide gleichgeltende Belräftigung ſolcher 
Bekenner des Kriftlihen Glaubens, welde den 
Eid als unerlaubt betradten, geſchieht in der Form 
der 88 9 und 10. 

8.9. 

Wenn nad den Gefegen der Eid in Form eines 
Handgelübdes abzulegen ift, fo finden die Vorschriften der 
SS 4 und 6*) gleichfalls Anwendung. Der zu BVerpflich- 
tende leijtet das Handgelübde ftehend, indem er die line 
Hand auf das Herz legt, dem Beamten die VBerpflihtungs- 
formel laut und langſam nachſpricht, und fodann mit der 
rechten Hand demjelben den Handſchlag giebt. 

Bei der Leiftung des Handgelübdes erheben ſich ſämmt— 
liche Anweſende. 

8 10. 
Das Handgelübde wird in folgender Form geleiftet: 


*) 84. Der Beamte, welcher den Eid abnimmt, hat fi 
zuerſt zuverläffigen, ob der zu Beeidigende den vollen Gebraud) 
der Geijtesfräfte habe. 

S 6. Bor der Beeidigung richtet der Beamte an den zu Be: 
eidigenden eine kurze, aber eindringliche Ermahnung über die Wich: 
tigfeit und Bedeutung des Eides, fowie Die Strafen des Meineides. 

Hierauf wird demielben die Eidesformel langjam und deutlih 
vorgelejen, auch, wo dies erforderlich erjcheint, erläutert. 





„Ich verfichere Durch feierliches Handgelübde an 
Gideitatt, daß 2c. (hier folgt das Anzugelobende) — 
auf Ehre und Gewiſſen.“ 

In Fällen des 82*) lautet die Betheuerungsformel: 

„Ich verfichere auf Ehre und Gemifjen.” 

Nach der Bereinigung Hohenzollern mit der Krone 
Preußen it für das Verfahren in Unterfuhungsfadhen und 
Civilprozefjen das Gefeß vom 30. April 1851 das wich- 
tigite, welche die fogleich eingeführten preußischen Gefeße 
enthält. (Breuß. Gejebfammlung ©. 188.) — Die Ber- 
ordnung vom 20. September 1849 wird dadurch jedoch 
nicht berührt. 


U. Rönigreich Bayern. 
Berordnung vom 20, Dftober 1811. 


Da den Mennoniten oder Wiedertäufern nah den 
Grundſäzen ihrer Religion die Leiftung eines Eides nicht 
geitattet ijt, und gleichwohl nicht felten Fälle fich ereignen, 
wo Berfonen. diejer Neligionspartei vor Geriht an Eides- 
ſtat vernommen werden müſſen, jo haben Wir, um ver- 
ſchiedene Zweifel und Anfragen zu erledigen, auf Gut- 
achten Unſeres Oberappelationsgerichts und nad Verneh— 
mung der DVorfteher, Neltejten und Lehrer der gedachten 
Religionspartei beſchloſſen und verordnen hiermit, was folgt: 





*) 8 2. Ueberall, wo wegen der Weitläufigfeit der Schwur- 
formel oder der großen Zahl der Schwörenden das Nachſprechen 
der Eidesformel nicht thunlich, oder wo es in den Gejeten bejon- 
ders vorgejchrieben ift, wird die Eidesformel nur vorgelejen (8 6 
Abi. 2) und der Schwörende ſpricht die Beftabung in folgender 
Weije aus: 

„Sch ſchwöre, jo wahr mir Gott helfe!“ 


ten Doornkaat Koolman, Mennoniten-Eid. 


1. Wenn ein Menonite in einer Givil- oder Kriminal- 
fahe als Zeuge oder Partei, zu feierlicher Verficherung 
an Eidesftatt zugelafjen werden foll, jo muß derſelbe 
zuvor Durch ein Zeugniß eines Xelteiten, Lehrers oder 
Vorſtehers feiner Neligionspartei gehörig bejcheinigen, daß 
er entweder in dieſer Religion geboren fei, oder fich we— 
nigſtens feit einem Jahre zu derſelben befannt und bisher 
einen untadelhaften Wandel geführt habe. 

Sodann ilt Derjelbe 

2. von dem Nichter, allenfalls nach Befinden der Um— 
ftände, mit Zuziehung eines Vorftehers oder Lehrers dieſer 
Religionspartei, im Allgemeinen der Verbindlichkeiten, 
welche er bei dem Eintritt in feinen Glauben und in den 
Taufbund übernommen habe, ſowie feiner Bürgerpflicht, 
die reine unverfälfhte Wahrheit auszufagen, zu erinnern 
und überdieß zu belehren, daß das Sa und Nein bier 
dem wirklichen Eide völlig gleich gelte, und daß eine 
falfche Betheuerung die dem Meineive gedrohten geſezlichen 
Strafen nad) fich ziehe. 

3. Nach diefer vorläufigen Ermahnung tft dem Kom— 
parenten der Handſchlag abzunehmen, begleitet von der 
nachzufprechenden Betheuerungsformel: 

„Ich veripreche mit gegenwärtigem Handichlag, wie 
bei meinem Taufbunde die reine Wahrheit zu Jagen.” 

Hiernah haben ſich in vorfommenden Fällen Jämmt- 
lihe Gerichtsitellen Unjeres Königreichs zu achten. 


Diefe Berordnung ift, ſoweit die vor den ordent— 
lihen Gerichten und Berwaltungsbehörden zu leitenden 
Eide in Frage kommen, als durch die fpätere PH 
——— aufgehoben zu erachten: 
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1. Von der Leiſtung eines körperlichen Eides vor 
Gericht jind die Mennoniten befreit durch die Beſtim— 
mungen des Art. 71 des bayerischen Ausführungsgefeges 
zur Strafprozeßordnung und des Art. 22 des bayerischen 
Ausführungsgefeges zur Civilprozeßordnung, welche über- 
einjtimmend lauten: 

„Mitgliedern von Neligionsgejellichaften, deren 
Bekenntniß die Eidesleiſtung unterfagt, iſt an Stelle 
des Eides die dem Belenntniffe entjprechende Be— 
theuerung geitattet.” 

2. Bezüglich der im Berwaltungsperfahren zu lei- 
itenden Eide beitimmt 8 5 Abj. IV der Vollzugsvorfchriften 
zu dem Geſetze betreffend die Errichtung eines Verwal— 
tungsgerichtshofes und das DBerfahren in Verwaltungs— 
rehtsfahen vom 8. Auguſt 1878: 

„Hinſichtlich des Gebrauhs gewiſſer Betheue— 
rungsformeln an Stelle des Eides ſeitens der Mit- 
glieder einzelner Religionsgeſellſchaften kommen die 
Beſtimmungen des 8 446 der Civilprozeßordnung 
und des Art. 22 des Ausführungsgeſetzes entſprechend 
zur Anwendung. 


II. Rönigreich Württemberg. 


Sm Anfang diefes Sahrhunderts hatten die württem- 
bergiſchen Mennoniten auf dem Lauterbacher Hof um die 
Erlaubniß nachgeſucht, Güter pachtweife übernehmen zu 
dürfen. 

Durch ein Spezial-Refeript, betreffend Dul- 
dung der Mennoniten vom 25. Dftober 1801”) 

*) Reyſcher, Gej.-Sammlg. 8.8 ©. 747. 
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wurde ihnen die erbetene Erlaubniß ertheilt unter ver— 
ſchiedenen Bedingungen. Unter Nr. 4 heißt es da: Daß 
„ihnen blos Devotio domestica, jedoch übrigens voll— 
ftändige Toleranz, ſowohl in Anfehung ihrer religiöſen 
Meinungen und gottesdienftlichen Gebräuche, als auch der 
Erziehung ihrer Kinder nah ihren Neligionsbegriffen ger 
ftattet werden folle”. 

Es iſt jedoch weder in dieſem nod in dem KRefeript 
vom 30. Juni 1807*) ausdrüdlich gejagt, daß die Men— 
noniten von der Verpflichtung zur Xeiftung eines förm— 
lihen Eides befreit fein jollen; vielmehr ijt in beiven 
Reſcripten nur davon die Rede, daß die religiöfen oder 
Slaubens-Meinungen und gottesdienftlihen Gebräuche der- 
jelben tolerirt fein jollen. 

Sei e3 nun, daß aus der Duldung der Religions- 
übung der Mennoniten im Allgemeinen die Folgerung 
gezogen wurde, daß auch ihrer befonderen Stellung zum 
Eide Rechnung zu tragen ſei, oder jei es, wie Kiefern= 
dorf**) angiebt, daß auf Orund des Reichskammergerichts— 
Bilttationsihluffes vom 13. Dftober 1768 (©. 19) fi 
eine ſolche Nechtsüberzeugung gebildet hatte, jedenfalls 
herriht in Württemberg darüber Fein Zweifel, daß den 
Mennoniten geitattet wurde, in allen Fällen, ſtatt des 
Törperlihen Eides eine Betheuerung unter der Formel 
ihres Bekenntniſſes abzugeben. 

Beweis hierfür iſt auch der Wortlaut des Juſtiz— 
miniiterialerlafjes vom 30. April 1845 (Ergänzungsband 
zum Reg.=Bl. II ©. 14), welcher beftimmt, wie die Betheue- 
rungsformel bei der VBernehmung eines Mennoniten als 





*) Reyſcher, 8.9 S. 100. 
, . F*) Der Eid, Wormd 1892, ©. 53. 


Zeugen lauten foll: „Unter feterlicher Berufung auf Matth. 
Kap. 5 Vers 37 gebe ich vor der von Gott eingejegten 
Obrigkeit die Berficherung ab, daß ich über, worüber ich 
in der Rechtsſache .. . . vernommen werde, Alles, was 
mir davon befannt tft, in reiner unverfälihter Wahrheit 
ausjagen und nichts verjchweigen werde, mit Ja!” 
welhe Worte mit einem Handſchlag des Schwurpflichtigen 
zu befräftigen find. 

Daß dieſer Zuftand auch heutzutage noch als zu Recht 
beitehend erachtet wird, erhellt aus Folgendem: Nach dem 
Württembergiſchen Landesgeſetz betreffend die religiöien 
Diffiventenvereine vom 9. April 1872 Art. 2 (Württemb. 
Kegierungsblatt von 1872 Nr. 15 ©. 151) wird durch 
Königl. Berordnung fernerhin beitimmt, ob und unter 
welchen Borausfegungen den Mitgliedern religiöjer Diſſi— 
dentenvereine an Stelle des Eides der Gebrauch einer 
anderen Betheuerungsformel gejtattet ift. — Während 
nun dur die Königl. Verordnung, betreffend die Form 
der Eidesleiftung Durch die Mitglieder des religiöſen Ber- 
eins der Nazarener vom 12. Ditober 1872 (Württem- 
berg. Neg.-Bl. ©. 343) den Mitgliedern diejes religiöſen 
Vereins geftattet ift, an Stelle des Eides die Erklärung 
abzugeben: „Sch verfichere es feierlih an Eidesſtatt“, hat 
man eine gleichartige Beitimmung für Mennoniten nicht 
mehr für erforderlich erachtet. 

Bezüglich der nicht gerichtlichen Eide findet das 
auf Seite 15 Gefagte auch hier Anmendung. 
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IV. Großherzogthbum Baden. 


Geſetz, 
die Betheuerung der Mennoniten an Eidesſtatt 
betreffend. 
Vom 5. Juni 1860. 


Ra 
Der $ 3 des Geſetzes vom 20. Dezember 1848, Re— 
gterungsblatt Nr. 81, wird in Betreff der Mennoniten 
abgeändert, wie folgt: 
Die dem Eide gleichgeltende Bekräftigung der Men—— 
noniten geſchieht mittelit Handſchlags und in der Formel: 
Mit diefem Handihlage verfidere id nad 
Gottes Wort in dem Evangelium des Matthäus 
Kapitel 5, 33—37: 

Daß u. ſ. w. (bier folgt das zu Bekräftigende) 
oder wenn eine ſchriftliche Bekräftigung geſtattet iſt, mit 
der Formel: 

Ich verſichere nach Gottes Wort u. ſ. m. 

(wie oben). 
Dieſe Bekräftigung vertritt die Stelle des Hand— 
gelübdes in den Fällen, wo ſtatt des Eides ein Hand— 
gelübde nach den Geſetzen zu leiſten iſt. 


8 2. 

Die Behörde Tann wegen bejonderer Umjtände einen 
unbetheiligten Aelteſten der a zu der 
Handlung beiziehen. 

Es muß das gefchehen, wenn die Gegenpartei es ver- 
langt. Die Berufenen find wie Zeugen zur Anmwohnung 
verpflichtet. 
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8 3. 

Die 88 4, 6 und 7 Mbf. 1 und 3 des Geſetzes vom 
20. Dezember 1848, Negierungsblatt Nr. 81 über das 
Verfahren bei Eideserhebungen, finden auch bei Menno- 
niten Anwendung. 

(Diefe Paragraphen beziehen fich lediglich auf 
ven bei Ableiftung des Handgelübdes zu beobad)- 
tenden äußeren Anjtand.) 


84. 

In den Fällen, wo die Belräftigung des 81 die 

Stelle des Handgelübdes vertritt, wird fie in Beziehung 

auf die in den SS 502—508 des Strafgefebbuches vom 

6. März 1845 enthaltenen Vorſchriften dem Handgelübde 
gleichgeachtet. 

(Sn diefen Baragraphen iſt gejagt, Daß ein 
falfches Handgelübde an Eidesſtatt ebenfo ſchwer 
beitraft wird, als ein falfher Eidſchwur.) Bergl. 
8 155, Nr. 1 des Reichsſtrafgeſetzbuches. 


V. Großherzogthum Heffen. 


1. Für die Brovinz Rheinheſſen beitimmte ein 
Geſetz vom 8. Juli 1842: | 
daß den zur Funktion eines Gejchworenen be— 
rufenen Mennoniten gejtattet ſei, den in der Prozeß— 
ordnung vorgejchriebenen Eid in der nah ihren 
religiöfen Vorſchriften zuläſſigen Bekräftigungs— 
formel zu leiſten. 
2. Für die Provinzen Starkenburg und Ober— 
heſſen beſtimmte 
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das Gejet die Einführung des mündlichen und 
öffentlichen Strafverfahren mit Schwurgeridht in 
den Provinzen Starienburg und Oberheſſen be= 
treffend, vom 28. Ditober 1848 

in Art. 135: 

„Den zur Funktion eines Geſchworenen berufenen 
Mennoniten iſt geftattet, den im vorhergehenden 
Artikel formulirten Eid in der nah ihren reli= 
giöſen Vorſchriften zuläſſigen Bekräftigungsformel 
zu leiſten,“ 

während Art. 140 Abſ. 3 lautete: 

Auf die als Zeugen vorgeforderten Mennoniten 
findet die Beſtimmung des Art. 135 Anwendung. 

Wenn man auch mit Löwe (©. 15) dieſe letztere Ge— 
ſetzesbeſtimmung als noch heute in Kraft befindlich anſehen 
will, ſo würde es für Heſſen doch noch an einer Beſtim— 
mung mangeln, wodurch Mennoniten auch im civil— 
prozeſſualiſchen Verfahren von der Leiſtung eines körper— 
lichen Eides befreit wären. 

Nach dem Zeugniß des Landgerichts-Präſidenten 
Machenhauer in Darmſtadt und des Amäsrichters 
Dr. Güngerich daſelbſt ſteht es nun aber in ganz Heſſen 
außer Zweifel, daß Mennoniten als Partei, als Zeugen 
oder Sachverſtändige, als Geſchworene und Schöffen auch 
als Angeſtellte, anſtatt mit dem körperlichen Eid mit der 
Formel: 

„sh verſichere auf Mannes (Mannen-) Wort” 
mit Handſchlag 

verpflichtet werden. Thatſächlich iſt es auch von jeher 
von allen heſſiſchen Behörden als der Mennoniten gutes 
Recht anerkannt worden, eine ſolche Verſicherung an Eides- 
ſtatt abzugeben. 
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Worauf diefe Nebung, welche über Menfchengedenfen 
hinausreicht, beruht, läßt fih zwar mit Sicherheit nicht 
nachweiſen, man wird aber faum fehlgehen in der An 
nahme, daß auch hier der Reichafammergerichts-Vifitationg- 
Ihluß vom 13. Dftober 1768 (©. 19) zu Grunde liegt. 

Die beiden mitgetheilten Gejebesbeitimmungen können 
jomit als ein Ausdrud der herrſchenden Rechtsüber— 
zeugung angejehen werden. 


VI. Großherzostyum Oldenbure. 


Das Staatsgrundgefet für das Großherzogthum Olden— 
burg vom 18. November 1852 beitimmt in 


Artikel 37: 
8 1. Die Formel des Eides Soll fünftig lauten: 
„So wahr mir Gott helfe!“ 
Zuſätze zu diefer Formel, ſowie bejondere Förmlich— 
teiten find zuläſſig nach Maßgabe der Gefebe. 
8 2. Anſtatt des Eides leitet derjenige, dem 
fein rveligiöjes Bekenntniß einen Eid verbietet, 


jein Gelöbniß in der Form, welche nad feinem 


religiöfen Bekenntniß an die Stelle des Eides 
uitt, 

In Ergänzung der Beitimmungen des 8 446 der Ginil- 
prozeßordnung, der 88 64, 288 der Strafprozeßordnung 
und $ 51 des Gerichtöverfaffungsgejehes beitimmt dann das 

Gefet für das Großherzogthum Oldenburg vom 
12. Dezember 1881 betreffend das Verfahren bei 
Abnahme von Eiden. 

Art. 1. Für alle vor einer zur Abnahme von Eiden 

zuftändigen Behörden (Art. 1 des Gef. für das Herzog- 


NOTARE 


thum Didenburg v. 3. Juni 1864, Art. 1 des Gel. für 
das Fürftenthum Lübeck vom 23. September 1867, Art. 1 
des Gel. für d. Fürftenth. Birkenfeld v. 19. Juli 1863 
betreffend den Gebrauch der Eide) abzuleijtenden Eide 
treten fortan, ſoweit dies nicht Thon durch Die Reichs— 
prozekordnungen (Givilprozeßordnung 88 443 ff. Straf— 
prozeßordnung 88 62 ff.) fejlgejeßt tft, die nachfolgenden 
Beitimmungen. 

Art. 2 u. 3 behandeln die Form der Eidesleijtung, 
Art. 4 den Eid der Stummen. 

Urt. 5. Der Eidesleiftung wird gleichgeachtet, wenn 
ein Mitglied einer Religionsgeſellſchaft, welcher das Geſetz 
den Gebrauch gewiſſer Betheuerungsformeln an Stelle des 
Eides geitattet, eine Erklärung unter der Bethenerungs- 
formel dieſer Neligionsgejellichaft abgiebt. 


Nach dieſen beiden Gejetesbeitimmungen iſt in Olden— 


burg den Mennoniten, jowohl im gerihtlihen Verfahren, 


als auch in nicht gerichtlichen Angelegenheiten, gejtattet, 
eine Betheurung in der Form ihres Bekenntniſſes abzu— 
geben. In einem an den Berfaffer gerichteten Brivat- 
briefe eines höheren Oldenburgiſchen Suftizbeamten iſt Die 
Anfiht ausgefproden, daß das Bekenntniß der Menno- 
niten den fürmlichen Eid nicht ſchlechthin verbiete, ſondern 
einen Eid auf riehterlihe Anordnung zulaſſe. Worauf 
ſich dieſe Auffafiung gründet, Tonnte nicht in Erfahrung 
gebracht werden. Daß fie vollitändig unzutreffend iſt, 
bedarf für Mennoniten einer Ausführung nit. (Siehe 
auch ©. 3.) 


re: 


VO. Freie und Yanfeftadt Hamburg. 
Berordnung über das Berfahren bei Abnahme 
von Eiden vom 25. Juni 1849. 

(Bezieht ſich auf gerichtliche und nichtgerichtliche Eide.) 


SL, 
Die Eidesformel fol, ohne Rückſicht auf die Gon- 
fejjion des Schwörenden, allgemein lauten: 
„Sp wahr mir Gott helfe!” 
Dabei hat der Schwörende, und zwar ohne Unter- 


schied des Geſchlechts, die rechte Hand mit ausgejtredten 


Fingern aufzuheben. 


82. 


Mennoniten und Quäker befräftigen jedoch wie 


bisher die Wahrheit jtatt des Eides mittelit Handſchlages 


und mit der Erklärung: Bei Mannes Wahrheit. 


83 


enthält die Meineivsverwarnung. 


8 4. 

Dieje Verordnung, deren Geſetzeskraft mit dem 17. Juli 

d. J. eintritt, gilt für Hamburg, deſſen Vorſtädte und 
deſſen privates Land, einſchließlich des Amtes Rigebüttel. 


Die Ausdehnung dieſer Verordnung auf Bergedorf 


ſtand im März 1893 unmittelbar bevor und wird in— 


zwiſchen ſchon erfolgt jein. 


VII. Freie und Hanfeftadt Lüber. 
Gejet über Eidesleiitungen vom 9. Auguft 1862. 


(Daß fich dies Gejeg nicht nur auf die vor Gericht, jondern 
auch auf die vor anderen Behörden ftattfindenden Eidesleiftungen 
bezieht, erhellt aus Art. 11.) 


Art. 9. 


Für Herrenhuter, Mennoniten und Quäker fann eine 
mit Handſchlag befräftigte Betheuerung die Stelle des 
Eides vertreten. 

Bor der Abnahme jolcher Betheuerung, deren Formel 
in jedem einzelnen Falle die Behörde zu bejtimmen hat, 
it dem Betheuernden zu bedeuten: 

daß das Geſetz ihm zwar mit Rüdfiht auf den 
Glauben, zu welchem er fi befenne, jtatt Des 
förmlichen Eides eine einfache Bethenerung gejtatte, 
daß aber diefe Betheuerung in Zeit und Cmigfeit 
ihn ebenjo binden folle und werde, als wenn er 
mit förmlichem Eidſchwur ſich verpflichte, 
auch in denjenigen Fällen, in welchen, nach Vorſchrift 
dieſes Geſetzes, der Abnahme eines Eides die Verleſung 
der Warnung vor dem Meineide voraufgeht, die in der 
Anlage 1 enthaltene Warnung zu verleſen. 


Art. 11. 


Die Gerichte und Behörden, vor denen Eidesleiftungen 
ftattfinden, haben darauf zu halten, daß bei der Abnahme 
der Eide dem Ernſte der Handlung in feiner Weife Eintrag 


geſchehe. 
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IX. Elfaß-Lothringen. 


Für Elfaß-Lothringen iſt eine ausdrückliche Geſetzes— 
beitimmung, welche den Mennoniten Befreiung von der 
Leiſtung eines körperlichen Eides zugeiteht, nicht ergangen. 

Zu 8 51 des Gerichtsverfaffungsgefeges bemerken Die 
Herausgeber der „Sammlung der in Elſaß-Lothringen 
geltenden Geſetze“ (1880). | 

„Eine ausdrüdlihe geſetzliche Vorſchrift befteht in 
Elſaß-Lothringen in Diefer Richtung nicht. Eine feit 1812 
in Frankreich feitgehaltene Rechtſprechung eradtet es 
indejien als einen Ausfluß des Grundſatzes der Duldung 
und der Freiheit der Neligionsbeienntnifje, daß Mitglieder 
anerkannter Religionsgenoſſenſchaften ftatt des Eides eine 
den Vorſchriften ihrer Religion entſprechende Erklärung 
abgeben. Nah 87 des Einführungsgefeges zur Straf— 
prozeßordnung und 8 12 des Einführungsgejebes zur 


Ciuvilprozeßordnung iſt Geſetz jede Rechtsnorm.“ 


Dieſe Bemerkung gilt für ſämmtliche (gerichtliche und 
außergerichtliche) Eide. 

Hiermit ſtimmt überein Keller (Mitarbeiter an der 
Geſetzſammlung) in ſeinem Kommentar zur Strafprozeh- 


ordnung für das Deutſche Keih Anm. 1 zu $ 64. An 


diefer Stelle wird vermiefen auf Nougies, Cours d’as- 


sises III Nr. 1542 ff., 2214. Aehnlich ſpricht ſich auch 


aus Geigel, Das franzöftiche und reichsländiſche Staats- 
tirhenreht 1884, $ 1 Anm. 4. 

Sn Dalloz, Jurisprudence generale Bd. 4 V° serment 
No. 24 finden fich verfchtedene hierauf bezügliche Urtheile 
des Barifer Kaflationshofes, jo vom 25. juni 1820, vom 
27. September 1822 abgedruckt. — Ein daſelbſt mitge- 
theiltes Erkenntniß des Appellhofes von Bordeaur vom 


Be ad 


22. März 1809, bejtätigt durch Urtheil des Pariſer Kafja- 
ttonshofes vom 28. März 1810, enthält folgende Aus— 
führung: 

„Considerant que le serment est tout & la fois 
un acte civil et religieux; qu’il ne peut 6tre par 
consequent obligatoire pour celui qui le pr£te, 
qu’autaut qu’il est conforme & sa croyance reli- 
gieuse; que ce serait un acte indifferent et d£ri- 
soire qu’un serment contraire & la religion et au 
culte de celui & qui la justice l’impose, qu’il est 
prouve au proces que le sieur Gones (der Eides— 
pflihtige) est ne quaker; que la religion des 
quakers leur interdit de jurer au nom de Dieu, 
et ne leur permet que l’affıirmation en leur äme 
et conscience; qu’on ne pourrait donc exiger du 
sieur Gones un serment au nom de Dieu, con- 
traire & sa religion, qu’en violant la liberte des 
cultes et des consciences, qui est expressement 
garantie par les lois de l’Etat; qu’aucune loi civile, 
actuellement en vigueur, n’a prescrit une forme 
exclusive du serment que celui que sa religion lu 
permet, et que ces maximes ont été consacres 
par plusieurs arrets r&cents* .... 

Wie Kieferndorf*) mittheilt, hat der Präfivent des 
Dberlandesgerihts zu Straßburg in einer Verfügung vom 
18. März 1881 diefe Anficht gebilligt und den Gerichten 
zur Nachachtung empfohlen. 

Nach der juriſtiſchen Zeitſchrift für Elfaß-Lothringen, 
VII. 85. 1882, ©. 186—188 hat eine Civilfammer des 
Landgerichts zu Colmar als Beſchwerdeinſtanz in einem 


*) Der Eid, Worms 1892, ©. 56. 
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Beihluß vom 17. März 1882 fih für dieſe Auffaffung 
ausgefprohen. — Es war in einem Civilprozeß vor dem 
Amtsgericht zu DB. dem Kläger, einem Mennoniten, ein 
von ihm dem Beklagten zugejchobener Eid zurüdgefchoben 
worden. Er exrbot jih, den Eid unter Gebrauch der feinem 
Bekenntniß eigenthümlichen Betheuerungsformel an Stelle 
der Eivesformel des 8 443 C.B.D. auszuſchwören, wurde 
jedoh durch Beihluß des Amtsgerichts zur Anwendung 
des lehteren für verbunden erklärt. Auf die Beſchwerde 
entſchied die Civilkammer wie folgt: 

Sn Erwägung, daß die Beſchwerde ... . zuläffig iſt; 

daß Gefeh im Sinne vom 8446 C. P.O. nad $ 12 
des Einführ.-Gef. hierzu jede Rechtsnorm ift, als Rechts— 
norm aber nicht bloß die ausdrüdliche gefegliche Vorſchrift, 
fondern auch die nad) Sinn und Zufammenhang aus der— 
felben abgeleitete Nechtsfolgerung zu gelten hat (Motive 
zur C.B.D. ©. 521, 522); 

daß in Elfaß-Lothringen allerdings fein Geſetz beiteht, 
welches dur ausdrüdliche wörtlihe Verfügung die Be— 
theuerungsformel der bejonderen religiöjen Bekenntniſſe 
der allgemeinen gejeglichen Eidesformel gleichitellt; 

daß diefe Öleichitellung jedoh von jeher und mit 
Recht als natürliche Folge des Grundſatzes der religiöfen 
Duldung und der Freiheit der Bekenntniſſe in der franzd- 
ſiſchen Rechtsſprechung und Nechtslehre anerfannt it, und 
der Grundſatz ſelbſt in allen franzöfiihen Verfafjungen 
jeit 1789 — mittelbar auch in der von 1852, Art. I 
geſetzlichen Ausdrud erhalten hat; 

daß dieſe grundgefegliche Beitimmung unberührt von 
den politiichen Veränderungen und dem Wegfall formaler 
- Geltung diefer Verfaffungen, auch für Eljaß-Lothringen 
geltendes Recht geblieben it und mittelbar in der Pro— 
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Hamation des Generalgouverneurs vom 30. Augult 1870 
durch Zufiherung des Schußes der Keligion, Einrichtungen 
und Gebräuche des Landes Anerkennung gefunden hat; 
daß mit dem Grundſatz ſelbſt aud Die Darauf ge— 
baute erwähnte Gleichitellung von Betheuerungsformel 
und Eid als Rechts norm fortbeiteht; 
U. d. G 


Wird der angefochtene Beſchluß des Amtsgerichts zu 
B. vom 10. März 1882 aufgehoben und dem Beſchwerde— 
führer V. geſtattet, den im Beweisbeſchluß gedachten 
Gerichts vom 3. März l. J. feſtgeſtellten Eid unter Ge— 
brauch der ſeinem religiöſen Bekenntniß als Mennonit 
entſprechenden Betheuerungsformel an Stelle der Eides— 
formel des 8 443 C. P.O. auszuſchwören. 
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B. In den nahbenannten Zandestheilen 


J. 


II. 
un 
IV. 

V. 
rl: 

v1. 


VIII. 
IX. 
—F 
XI. 
XI. 
XIII. 
XIV. 
XV. 
XVI. 
XVII. 


beſtehen nach den an zuſtändiger Stelle ange— 


Von Königreich Preußen: 

1. Herzogthum Lauenburg, 

2. ehemals freie Stadt Frankfurt, 
Königreich Sachſen, 

Großherzogthum Mecklenburg-Schwerin, 
Großherzogthum Sachſen-Weimar, 
Großherzogthum Mecklenburg-Strelitz, 
Herzogthum Braunſchweig, 

Herzogthum Sachſen-Meiningen-Hildburg— 
hauſen, 

Herzogthum Sachſen-Altenburg, 
Herzogthum Sachſen-Koburg-Gotha, 
Herzogthum Anhalt, 

Fürſtenthum Schwarzburg-Rudolſtadt, 
Fürſtenthum Schwarzburg-Sondershauſen, 
Fürſtenthum Waldeck, 

Fürſtenthum Reuß ältere Linie, 
Fürſtenthum Reuß jüngere Linie, 
Fürſtenthum Schaumburg-Lippe, 

Freie und Hanſeſtadt Bremen, 


ſtellten Ermittelungen ——— auf 


teu Doornkaat Koolman, Mennoniten-Eid. 


— 


Grund deren Mennoniten von der Leiſtung eines 
förmlichen Eides befreit ſind, nicht. 


Im gerichtlichen Verfahren können jedoch — 
nach dem auf ©. 8ff. Ausgeführten — Mennoniten auch 
in dieſen Landestheilen verlangen, mittelſt der ihrem Be— 
kenntniß entſprechenden Bekräftigungsformel an Stelle des 
Eides verpflichtet zu werden, wenn ihnen in ihrer Heimath 
ein Geſetz, d. h. Geſetz im engeren Sinne oder der Ge— 
richtsgebrauch dieſe Befugniß einräumt. 





Anhang. 


Der Fahneneid, 


Ueber die Befreiung der Mennoniten von der Leiftung 
eines fürmlichen Fahneneides beiteht eine bejondere Be— 
ſtimmung m W. nur für Preußen; diejelbe tft Schon vor 
der Verordnung von 1827 erlaſſen: 

Die Deklaration*) des Edikts vom 30. Juli 1789 und 
des Darauf bezugnehmenden 8 28 des Canton-Reglements 
vom 12. Februar 1792, wegen der Befugnik der Menno- 
niften, Grundftüde zu erwerben; gegeben Potsdam, den 
17. Dezember 1801 beitimmt in 8 2: „Bei der Einziehung 
zum Kriegsdienſt joll der cantonpflihtige Mennonift, in 
Rückſicht ſeiner Glaubensbegriffe, mit Ableitung eines 
Eides verfhont und die erforderlihe Zufage von ihm 
mittelft Handjchlages angenommen werden.” 

Auf eine Anfrage der Danziger Mennonitengemeinde 
vom Sahre 1868 iſt Dderjelben vom Preußiſchen Kriegs- 
miniftertum folgender Beſcheid geworden: „Was endlich 
die Form der Dienftverpflihtung angeht, fo beiteht Der 
82 Der Deklaration vom 17. Dezember 1801 noch in 
Kraft, und find demnach diejenigen Mennoniten, welche 








*) Mannhardt, Jahrbuch 1888, ©. 153. 
4* 
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in den Militairdienit eintreten, von der Eidesleiſtung ent- 
bunden und mitteljt Sandichlag zur Fahne zu verpflichten. 
— Mit Nüdfiht auf den am Schluffe der Eingabe des 
Boritandes ausgeſprochenen Wunſch wird dieſe Beſtimmung 
mehrmals ausdrücklich in Erinnerung gebracht werden“. 


Berlin, den 28. Januar 1869. 


Das Kriegsminiſterium. 
gez. v. Roon. 


Nach dieſem Beſcheide ſoll alſo in ganz Preußen nach 
der Deklaration von 1801 verfahren werden. Vermuth— 
lich wird gegebenenfalls aber auch in den Bundesſtaaten, 
welche in Folge der Ereigniſſe von 1866 ihre Militär— 
hoheit an Preußen abgetreten haben, ſo verfahren werden. 
In den übrigen Bundesſtaaten werden die dort für das 
gerichtliche und außergerichtliche Verfahren beſtehenden 
Beſtimmungen auch zur Befreiung der Mennoniten von 
der Leiſtung eines förmlichen Fahneneides ausreichen. In 
Bayern z. B. it der Verfaſſer 1882 und 1887 unbe— 
anftandet zur Berpflihtung zur Fahne mit „Ja“ und 
Handichlages zugelaſſen worden. 

Den bei der Neichsmarine Eingejtellten dürfte ein 
Anspruch auf Befreiung von dem förmlichen Eide nicht 
zuitehen. 





Schlußmwort. 


Sm Herbit 1892 iſt von der Vereinigung der Men- 
nonitengemeinden im Deutſchen Reich an den Preußiſchen 
Kultusminiſter eine Eingabe eingereicht, welche den Erlaß 
einer Königlichen Verordnung bezwedti, wodurd Die Be- 
freiung der Mennoniten von der Eidesleiltung in ganz 
Preußen einheitlich geregelt und auch die läſtige Beſtim— 
mung der Berordnung vom 11. März 1827, (die Bei- 
bringung eines Unbeſcholtenheits-Zeugniſſes) befeitigt 
wird. 

Diefe Verordnung wird hoffentlich bald erlaſſen werden. 


PR.» Be» nl. 
R N 


MM. J 
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Nebengejegen und Allgemeinen Verfügungen. Von Mar 
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Die Preußiſche Grundbuchgeſetzgebung. Von Dr. ; 


D. Fiſcher. Zweite Auflage. IM. 20 Bf 


. Einfonmmenftenergejet. Bom 24, Juni 1891. Von 


Geh. Rath R. Meiten. Zweite Auflage; 1 Marf. 


Gewerbeſteuergeſetz. Vom 24. Juni 1891 Bon 


Kegierungsrath U. Fernomw. 80 Pf. 
Allgemeines Berggejeb. Vom 24. Juni 1865 in 


der Faſſung der Novelle vom 24. Juni 1892. Bon 7 


Ernjt Engels. 1M. 50 Pf. 
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Doornkaat Koolman, Jan ten, 1&50-1913 
Die Verpflichtung der Mennoniten an 
Eidesstatt / von ten Doornkaat Koolmane 
-—- Berlin : Je Guttentag, 1893 (Berlin 

: Le Simion) 
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